
 
 

Resolution der Mitgliederversammlung von Terre des Hommes 

Zukunft für Kinder in einer gerechten und 
friedlichen Welt 
Kinderrechte stärken – Demokratie verteidigen! 

Aus Anlass des Weltkindertags am 20. September 2026 und der jüngsten 
Landtagswahlergebnisse beschließt die Mitgliederversammlung von Terre des Hommes 
diese Resolution: 

Wir erleben eine grundlegende Verschiebung politischen Handelns und ethischer 
Wertmaßstäbe zulasten von Kindern. Wachsende Kriegsgefahren und massive Aufrüstung, 
die Zerstörung unserer natürlichen Lebensgrundlagen, der Abbau sozialer Sicherung 
sowie eine restriktivere Migrations- und Asylpolitik bedrohen ihre Rechte und 
widersprechen dem universellen Anspruch der UN-Kinderrechtskonvention. 

Rechtsextreme und rechtspopulistische Kräfte verschärfen diese Entwicklung zusätzlich: 
Sie stellen universelle Menschen- und Kinderrechte infrage, grenzen Menschen aus und 
bereiten Hass, Hetze und Gewalt den Boden. 

Diese politische Verschiebung droht, Kinderrechte vom verbindlichen Maßstab zu einer 
nachrangigen Größe zu degradieren. 

Terre des Hommes Deutschland e.V. ist überparteilich, aber niemals neutral. Wir sind 
parteiisch an der Seite der Kinder und Jugendlichen, deren Rechte, Interessen und 
Bedürfnisse im Mittelpunkt unserer Arbeit stehen. Daher verstehen wir uns schon immer 
als politische Kinderrechtsorganisation. Auf Basis der Programmarbeit zur Stärkung von 
Kindern und Jugendlichen weltweit nimmt Terre des Hommes politische und strukturelle 
Ursachen von Kinderrechtsverletzungen in den Blick und gestaltet durch Advocacy, 
Kampagnen und ehrenamtliches Engagement die Rahmenbedingungen für Kinder aktiv 
mit. Dieses doppelte Mandat – Programme fördern und Strukturen verändern – ist im 
Selbstverständnis von Terre des Hommes Deutschland e.V. verankert. Politische Arbeit, 
Positionierung und Präsenz in Deutschland sind zentrale Bestandteile des Vereinsauftrags, 
der sich konsequent an der UN-Kinderrechtskonvention orientiert und die Interessen 
junger Menschen vertritt.  

Sicherheit, die Rechte und Schutz von Kindern außer Acht lässt, greift zu kurz 

Für Millionen Kinder weltweit gehören Krieg, Gewalt, Flucht und Vertreibung seit 
Jahrzehnten zur Lebenswirklichkeit. Rund 520 Millionen Kinder wachsen in Kriegs- und 
Krisengebieten auf, das ist jedes fünfte Kind weltweit.  

Deutschland exportiert entgegen den verbindlichen Kriterien des Gemeinsamen 
Standpunktes der EU zu Rüstungsexporten des Waffenhandelsvertrags und den  

 



 
 

Politischen Grundsätzen der Bundesregierung zu Rüstungsexporten1 weiterhin Waffen in 
Krisen- und Konfliktregionen und an Staaten mit Menschenrechtsverletzungen und trägt 
so zur Militarisierung von Konflikten bei. Deshalb fordert Terre des Hommes bereits seit 
langem: keine Waffenexporte in Krisenregionen. Militärische Gewalt führt zu schwersten 
Verletzungen der Kinderrechte, etwa durch den Einsatz von Kindersoldaten. 

Kinder brauchen Frieden, soziale Sicherheit und intakte Lebensgrundlagen. Deshalb 
müssen diplomatische Konfliktlösung, Streitschlichtung zwischen Konfliktparteien, eine 
aktive Friedenspolitik, Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe sowie 
Abrüstung und Rüstungskontrolle gestärkt werden. 

Kinder und Jugendliche müssen mitentscheiden können 

Politik für Kinder darf nicht ohne Kinder gemacht werden. Die UN-Kinderrechtskonvention 
garantiert Kindern und Jugendlichen das Recht, in allen sie betreffenden 
Angelegenheiten gehört zu werden. Ihre Perspektiven sind deshalb bei Gesetzgebung, 
Haushaltsentscheidungen und kommunaler Planung frühzeitig, altersgerecht und 
barrierefrei zu berücksichtigen. Dazu braucht es Beteiligungsverfahren und eine 
Kinderrechtsprüfung für politische Vorhaben. 

Kinderrechte brauchen soziale Sicherheit 

Die Aufrüstung in Deutschland geht einher mit Kürzungen im Sozialbereich. Das betrifft 
insbesondere Leistungen, auf die gerade Kinder und Familien mit niedrigem      
Einkommen angewiesen sind. Beim Wohngeld sind erhebliche Einsparungen vorgesehen. 
Geplant ist, den Unterhaltsvorschuss für 16- und 17-jährige Jugendliche zu streichen und 
den Sofortzuschlag von 25 Euro monatlich für Familien mit Kinderzuschlag abzuschaffen. 
Zugleich sollen die Mittel für Demokratiebildung und Extremismusprävention deutlich 
gekürzt werden. 

Das läuft den Vorgaben der UN-Kinderrechtskonvention zuwider: Sie garantiert jedem 
Kind das Recht auf soziale Sicherheit (Art. 26) und einen angemessenen Lebensstandard 
(Art. 27). Der Staat ist verpflichtet, Familien bei der Verwirklichung dieser Rechte zu 
unterstützen. Kinderrechte sind keine freiwillige Leistung für Zeiten voller Kassen. Ihre 
Umsetzung darf nicht davon abhängen, was nach der Finanzierung anderer politischer 
Ziele noch übrigbleibt; sie müssen der Grundbaustein politischer Entscheidungen sein. 
Deswegen sollte Geld in Maßnahmen investiert werden, die zum Aufbau einer gerechten 
und sicheren Welt beitragen und nicht zu Zerstörung und Gewalt. 

Kinderarmut und soziale Ausgrenzung beschneiden die Teilhabe- und Zukunftschancen 
und schwächen zugleich Demokratie und gesellschaftlichen Zusammenhalt. 

Kinderrechte sind unteilbar und stehen für Schutz, Bildung, Teilhabe und 
Chancengleichheit  

 
1 Einzige Ausnahme bildet das Recht auf Selbstverteidigung eines angegriffenen Staates in 
zwischenstaatlichen Konflikten nach Artikel 51 der VN-Charta. 



 
 

Zentrale Forderungen der AfD – unter anderem zu Inklusion, sexuellen und reproduktiven 
Rechten, Strafmündigkeit, Migration, Familiennachzug und Klimapolitik – widersprechen 
der UN-Kinderrechtskonvention. Diese Partei stellt offen Kinderrechte in Frage.  

Wir fordern die demokratischen Parteien auf, die Rechte aller Kinder zu schützen und 
ausgrenzende Rhetorik und Forderungen der extremen Rechten nicht zu übernehmen.  

Besonders betroffen sind geflüchtete Kinder. Die Aussetzung des Familiennachzugs und 
die Verschärfungen durch das „Gemeinsame Europäische Asylsystem” – etwa die 
Möglichkeit von Haft oder haftähnlicher Unterbringung – stehen ihrem Anspruch auf 
besonderen Schutz entgegen. Kinder brauchen ihre Familien, sichere Rückzugsorte, 
Zugang zu Bildung, Teilhabe und faire Verfahren. 

Solidarität nicht kaputtsparen – Internationale Zusammenarbeit stärken! 

Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe werden gekürzt, obwohl Hunger, 
Kriege und Umweltzerstörung die Lebensgrundlagen von Millionen Kindern bedrohen. 
Die UN-Kinderrechtskonvention verpflichtet die Vertragsstaaten in Artikel 4 ausdrücklich, 
die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte von Kindern zu verwirklichen – 
erforderlichenfalls auch im Rahmen internationaler Zusammenarbeit. 

Zugleich müssen die strukturellen Ursachen von Armut, Ausbeutung und 
Umweltzerstörung benannt werden. Das auf permanentes Wachstum, hohen 
Ressourcenverbrauch und Konsum ausgerichtete Wirtschaftsmodell der Industriestaaten 
fördert globale Ungleichheit sowie die Ausbeutung von Mensch und Natur. Rohstoffe für 
unseren Wohlstand werden vielfach unter Bedingungen gewonnen, die Kinderrechte 
verletzen und Lebensgrundlagen zerstören. Unser Wohlstand darf nicht auf der 
Ausbeutung von Kindern beruhen.  

Deshalb brauchen wir verbindliche Regeln für Unternehmen. Das deutsche 
Lieferkettengesetz und die EU-Lieferkettenrichtlinie müssen erhalten bleiben und wirksam 
umgesetzt werden. Nationale wie internationale Unternehmen müssen rechtlich 
verbindlich zur Einhaltung von Menschen-, Kinder-, Sozial und Umweltrechten verpflichtet 
werden.  

Wir brauchen eine Offensive für Kinderrechte 

Terre des Hommes fordert Bundesregierung und Bundestag auf, 

● Kinderrechte zur Grundlage politischen und haushalterischen Handelns zu machen 
und die Interessen junger Generationen systematisch zu berücksichtigen; 

● Kinder und Jugendliche frühzeitig, altersgerecht und wirksam an allen sie 
betreffenden Entscheidungen zu beteiligen und verbindliche 
Kinderrechtsprüfungen einzuführen; 

● Friedenspolitik, Diplomatie, zivile Konfliktbearbeitung, Abrüstung und 
Rüstungskontrolle zu stärken und Waffenexporte in Krisen- und Konfliktregionen zu 
stoppen; 

● Kinderarmut wirksam zu bekämpfen, soziale Infrastruktur zu stärken und soziale 
Leistungen für einkommensarme Kinder und Familien zu sichern; 

 



 
 
 
● Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe verlässlich zu finanzieren und 

Deutschlands internationale menschenrechtliche Verpflichtungen einzuhalten; 
● geflüchtete Kinder zu schützen, Familienzusammenführung zu gewährleisten und 

Kinder nicht in Haft oder haftähnlichen Unterkünften unterzubringen; 
● Rechtsextremismus, Rassismus und Ausgrenzung entschieden entgegenzutreten 

und Demokratie- sowie Menschenrechtsbildung zu fördern; 
● das Recht von Kindern und künftigen Generationen auf eine gesunde Umwelt zu 

verwirklichen und Klima- und Umweltpolitik konsequent an den Kinderrechten 
auszurichten; 

● Unternehmen rechtlich verbindlich auf Menschen-, Kinder- und Umweltrechte zu 
verpflichten, das deutsche Lieferkettengesetz und die EU-Lieferkettenrichtlinie 
wirksam umzusetzen und Wirtschafts-, Klima- und Rohstoffpolitik an den Rechten 
heutiger und künftiger Generationen auszurichten. 

Kinderrechte sind unteilbar. Sie gelten für jedes Kind – in Deutschland und weltweit. 
Die Zukunft von Kindern braucht Frieden, soziale Gerechtigkeit, Demokratie, eine 
gesunde Umwelt und internationale Solidarität. 

 


